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SPITZFINDIGER HUMOR

Madeleine Sauveur präsentiert in der
„Alten Druckerei“ ihr neues Programm
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60 JAHRE OLYMPIA-KINO

In Leutershausen geht es mit
James Dean zurück in die 50er
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Verleger Heinrich Diesbach († 2010)
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KONTAKT

KOMMENTAR

Weinheim hat am Samstag
bei der Tagung der Fried-

rich-Ebert-Stiftung in Stuttgart
zum Thema Bürgerbeteiligung
mit dem Fall Breitwiesen nur auf
den ersten Blick ein unrühmli-
ches Beispiel gegeben. Genauer
betrachtet ist es ein Lehrbei-
spiel, bei dem aus Fehlern
gelernt werden kann.

Es ist sehr zu begrüßen, wenn
sich Bürger immer stärker in
kommunalpolitische Prozesse
einbringen. Das zeigt demokrati-
sches Interesse, bildet ein Gegen-
gewicht zur Politikverdrossen-
heit. Die Gesellschaft steht vor
einer neuen Entwicklung, und
die stellt Herausforderungen an
die repräsentative Demokratie.
Wenn sie sich als alleiniger Platz-
hirsch bei der Gestaltung der
Gesellschaft sieht, wird sie nicht
nur den Bürger vor den Kopf sto-
ßen, sondern auch ihre längst
erkennbaren Nachwuchssorgen
verstärken. Menschen, die sich in
einen Gemeinderat wählen las-
sen, um ehrenamtlich für die
Gemeinschaft Verantwortung zu
tragen, werden künftig noch stär-
ker aus Initiativen heraus diesen
Weg einschlagen.

Es würde viel verändern, wür-
den Bürgerinitiativen nicht als
Gegner gesehen, sondern
zunächst einmal unbewertet mit
ihrem Anliegen wahrgenommen
werden. Umgekehrt müssen Bür-
ger, die sich für ein Thema enga-
gieren, offen für die Argumente
von Verwaltung und Gemeinde-
rat sein. Wenn nur gekämpft und
gerungen, aber nicht wirklich
zugehört wird, geht die Kraft für
die eigentliche Frage verloren.
Die Antwort ist bei einem
bedeutsamen Thema, das alle
Menschen einer Stadt betrifft, in
einem Bürgerentscheid zu klä-
ren. Dessen Ergebnis ist zu
akzeptieren, auch wenn es dem
eigenen Standpunkt wider-
spricht. Beim Thema Breitwiesen
blieb diese Erfahrung leider aus.

Lehrbeispiel
Breitwiesen

Jürgen Drawitsch

plädiert für eine Kultur

des Zuhörens

WEINHEIM. Das Pilgerhaus feiert „ 30
Jahre Behindertenhilfe“ und lädt
daher am kommenden Sonntag, 28.
Oktober, ins Weinheimer Kino „Mo-
dernes Theater“ zum „Kinovormit-
tag der Herzen“ ein. Der Eintritt für
Behinderte ist frei. Geöffnet ist ab
9.30 Uhr. Um 10.30 Uhr wird der
Film „Hasta la Vista“ gezeigt.

Spenden zugunsten des neuen
Mediensaales des Pilgerhauses, der
im Dezember eingeweiht werden
soll, sind willkommen, heißt es in ei-
ner Pressemitteilung der Einrich-
tung. Die Moderne Theater hat übri-
gens im Vorfeld bereits die Bestuh-
lung gestiftet, ganz nach dem Motto
„großes Kino für das kleine Kino.“

Der ersten Liebe wegen
Der Kinofilm „Hasta la Vista“ stieß
europaweit auf sehr viel positive Re-
sonanz. In dem Film geht es um drei
Freunde. Sie sind Mitte 20 und leben
mit unterschiedlichen Handicaps.
Alle drei möchten sich gemeinsam
auf eine abenteuerliche Reise bege-
ben – der ersten Liebe wegen. Zur
Stärkung stehen allen Gästen der
Vorstellung Snacks und Getränke
zur Verfügung.

i Da die Kapazität, insbesondere für

Rollstühle, begrenzt ist, wird um An-

meldung gebeten unter der Rufnum-

mer 06201/500520.

Behindertenhilfe

Pilgerhaus lädt ein
zu Kino der Herzen

Bürgerbeteiligung: Bei Tagung der Friedrich-Ebert-Stiftung und des Vereins „Mehr Demokratie“ ist Weinheim ein Paradebeispiel

Dreieck mit Konfliktpotenzial
STUTTGART/WEINHEIM. In Aachen
blockiert die Stadt schon seit Mona-
ten ein Bürgerbegehren, indem sie
der Bürgerinitiative die Schätzung
der Folgekosten verweigert. In ei-
nem Stuttgarter Stadtteil entschei-
det ein Gemeinderat über einen
millionenschweren, umstrittenen
Tunnelbau – ausgerechnet in Stutt-
gart. Bürgerentscheide sind nicht
nur in Weinheim eine haarige Ange-
legenheit, wie bei der Tagung der
Friedrich-Ebert-Stiftung und des
Vereins „Mehr Demokratie“ am
Samstag in Stuttgart deutlich wurde.
Aber was rund um die Weinheimer
Breitwiesen geschah, und wie es für
die Bürger endete, das interessierte
viele unter den 120 Tagungsteilneh-
mern.

Es ging um Fallbeispiele wie
Weinheim (siehe weiteren Bericht
auf dieser Seite), aber auch um den
großen Blick auf ein Thema, das
landauf, landab die Menschen be-
schäftigt. Verwaltungen, Gemeinde-
räte und Bürger, die sich in Initiati-
ven gegen oder für ein großes Vor-
haben aussprechen, bilden zumeist
ein Dreieck mit Konfliktstoff.

Professor Dr. Roland Roth von
der Hochschule Magdeburg-Sten-
dahl und Autor mehrerer Bücher
zum Thema, skizzierte das Streitpo-
tenzial in seinem Impulsreferat be-
sonders anschaulich und sensibel.
Es geht um das Gehörtwerden, das
nicht ohne ein Hinhören möglich
ist. Verwaltungen und Gemeinderä-
te tun gut daran, sich die Meinun-
gen engagierter Bürger genau anzu-
hören und offen zu diskutieren.
Umgekehrt darf das Anliegen des
Bürgers nicht zu einer Abwertung
der repräsentativen Demokratie
führen. Roth wäre erleichtert, wenn
die Landespolitik in Baden-Würt-
temberg endlich einige formale
Hürden beseitigen würde, die im-
mer wieder Anlass zu Rechtsstreitig-
keiten zwischen Verwaltungen und
einer BI liefern.

Noch immer stellen Bauleitpläne
und örtliche Bauvorschriften einem
Bürgerbegehren im Weg, vor allem
weil formell spätestens sechs Wo-
chen nach einem Gemeinderatsbe-
schluss ein Bürgerbegehren ange-
meldet werden muss. Oft aber lie-
gen die ersten Beschlüsse zu großen
Projekten schon Jahre zurück. Dr.

gang der beteiligten Seiten mitei-
nander noch weiterer Praxis bedarf,
hat Daniel Kohler bei einer Untersu-
chung zum Thema festgestellt. In
manchen Orten wird schon eine
Bürgerversammlung als -beteili-
gung verstanden. Insgesamt han-
delt es sich in seiner Breite um einen
demokratischen Prozess, dem sich
auch Verwaltungen nicht verschlie-
ßen dürfen. Es war ermutigend, von
Dr. Herbert Zinell vom Innenminis-
terium in der Podiumsdiskussion zu
hören, dass das Thema Bürgerbetei-
ligung auch in der Verwaltungsaus-
bildung angekommen ist. dra

E Kommentar

gat an, der nötig ist, um zu einer Re-
form in Sachen Bürgerbeteiligung
zu kommen. An eine generelle Ab-
schaffung der Einreichungsfrist
denkt Sckerl nicht mehr, weil die
Gesetzgebung auch die Rechtssi-
cherheit zu wahren hat. Planungs-
vorgänge haben bei Bauvorhaben
auch Verträge mit Firmen zur Folge.

Was Fukushima für den Ausstieg
aus der Atomkraft und den Beginn
der Energiewende war, das war
Stuttgart 21 für die Bürgerbeteili-
gung im Land, hatte Roland Roth in
seinem Vortrag erklärt. Dass vieler-
orts beim Umgang mit dem aufkei-
menden Bürgerwillen noch Irrita-
tionen vorherrschen und der Um-

Edgar Wunder vom Landesvorstand
des Vereins „Mehr Demokratie“
hatte die Stellschrauben des Proze-
deres, zu dem auch Unterschriften-
quorum oder Deckungsvorschlag
gehören, aufgeführt. Der Weg zum
Bürgerbegehren ist so steinig, dass
es in Baden-Württemberg statis-
tisch nur alle 90 Jahre eins gibt.

„Die Bauleitplanung muss bür-
gerbegehrensfähig werden“, meinte
denn auch der Weinheimer Ge-
meinderat Uli Sckerl in einer Podi-
umsdiskussion gegen Ende der Ta-
gung. In Stuttgart saß er als parla-
mentarischer Geschäftsführer der
Landtagsfraktion der Grünen auf
dem Podium und deutete den Spa-

Wohin geht die Reise auf dem Weg zu mehr Bürgerbeteiligung? Beim Podiumsgespräch mit Norbert Brugger vom Städtetag Baden-Württem-

berg (links), SPD-Landtagsabgeordnetem Andreas Stoch und Uli Sckerl (rechts) von den Grünen wurde auch danach gefragt, wann es erste

handfeste Ergebnisse der Landesregierung zum Thema geben wird. Antwort: Die Gespräche laufen.

Bürgerbeteiligung: Im Fall der Weinheimer Breitwiesen fühlen sich Bürgerräte und -initiative vor den Kopf gestoßen

„Das ist noch lange nicht beendet“
STUTTGART/WEINHEIM. Die Arbeits-
gruppe, die den „Fall Weinheim“ bei
der Tagung zum Thema Bürgerbe-
teiligung behandelte, zog erstmal
kurzentschlossen vom großen Saal
des DGB-Hauses ins ruhigere Foyer
um. Dort war Andrea Reister von der
Bürgerinitiative „Rettet die Breit-
wiesen“ besser zu hören. Diejenigen
unter den 20 Teilnehmern des Fo-
rums, die den Fall noch nicht kann-
ten, staunten über den komplizier-
ten Verlauf, den die Dinge in Wein-
heim genommen hatten: Rund 5000

Unterschriften wurden gesammelt,
Verwaltung und BI erstellten sepa-
rate Gutachten zur Zulässigkeit des
Bürgerentscheids, der Gemeinderat
vertagte die Entscheidung, eine For-
schungsstelle der Uni Wuppertal
führte das Verfahren mit Bürgerrä-
ten durch, es wurde um Formulie-
rungen für die Frage gerungen, die
dem Bürger beim Entscheid gestellt
werden sollte, und keine Variante
fand eine Mehrheit im Gemeinde-
rat.

„War es ein Betriebsunfall, oder
war der Bürgerentscheid generell
doch nicht gewollt?“ Die Frage stand
am Ende im Raum. Auch die Bürger-
räte fühlten sich vor den Kopf gesto-
ßen, sagte Julian Christ, einer von 34
zufällig ausgesuchten Bürgerräten,
der sich intensiv mit dem Für und
Wider einer Bebauung der Breitwie-
sen beschäftigt hatte und nach
Stuttgart gekommen war, um sich in
das Thema Bürgerbeteiligung wei-
ter zu vertiefen. Der 25-jährige
Weinheimer war vorher schon an
Politik interessiert, hat allerdings
festgestellt, dass die Rolle eines Bür-
gerrats auch andere Personen für
das politische Geschehen in der
Stadt sensibilisiert hat.

In der Runde saßen auch Peter
Lautenschläger, Stadtrat von Wein-
heimPlus, und zwei Vertreter der

Forschungsstelle der Uni Wupper-
tal, die sich gegen den Eindruck von
Andrea Reister wehrten, mit der BI
sei lange nicht gesprochen worden.
Möglicherweise lag es an der Tatsa-
che, dass die Wuppertaler nicht im-
mer wussten, wer nun offizieller An-
sprechpartner der Initiative war.

Die Arbeitsgruppe kam zu meh-
reren Erkenntnissen: Im Prozess um
einen Bürgerentscheid hat eine be-
teiligte Seite immer eine stärkere
Position. Meist ist es die Stadt. So-
wohl der Gemeinderat als auch die
Bürgerinitiative halten sich für die
Vertreter der Bürger. Fest stand für
die Gruppe auch: Wenn der Streit

ausgebrochen ist, ist es oft zu spät.
Die Stadt will in der Regel schnell
eine Sache durchsetzen. Die BI hält
juristisch dagegen. Das ergebnisof-
fene Gespräch miteinander findet
nicht statt. „Das ist typisch gelau-
fen“, sagte ein Mitglied der AG.
Weinheim ist kein Einzelfall.

Sind Bürgerräte zu einem fortge-
schrittenen Zeitpunkt des Vorgangs
noch sinnvoll? Julian Christ meint:
Ja. Er spricht von einem großen
Lerneffekt und fügt hinzu: „Ich hof-
fe, es endet nicht so.“

Für Andrea Reister und die BI
steht fest: „Das ist noch lange nicht
beendet.“ dra

Wird seine Erfahrung als Bürgerrat auch in

seine Doktorarbeit einbringen: Julian Christ.

Andrea Reister fasste in einer Arbeitsgruppe die Vorgänge um den Bürgerentscheid zum The-

ma Weinheimer Breitwiesen zusammen. Links: Peter Lautenschläger von WeinheimPlus.

Rechts: Dr. Edgar Wunder vom Landesvorstand des Vereins „Mehr Demokratie“.

MOMENT MAL

Im Grunde ist doch alles nur eine
Frage der richtigen, der positiven
Bezeichnung. Das zeigen uns die
Marketingfachleute schließlich Tag
für Tag.

Nehmen wir zum Beispiel Lebku-
chen, Spekulatius, Dominosteine
und Schoko-Weihnachtsmänner,
die gefühlt seit Ende der Sommerfe-
rien bereits wieder in den Regalen
der Supermärkte stehen. Die Frage,
ab wann man die Weihnachtssüßig-
keiten eigentlich ohne schlechtes
Gewissen genießen darf, gehört
mittlerweile zum Jahreslauf wie die
Kerzen und Schleifchen zum
Adventskranz.

Ein Supermarkt hat da kürzlich
allen Kritikern einer allzu frühen
süßen Bescherung ganz elegant den
Schnee von den Kufen genommen
und die Lebkuchen in seinem Wer-
beprospekt einfach als „Herbstge-
bäck“ bezeichnet. Ziemlich clever,
muss man schon sagen.

Wenn uns die Werbestrategen
aber bereits im Herbst Lebkuchen
und Dominosteine mampfen las-
sen, dann sollen uns die Erfinder
guter Sprüche bitteschön auch im
Frühjahr mit ihren Ideen zu Hilfe
kommen. Dann nämlich, wenn wir
durch den zeitlich ausgedehnten
Weihnachtssüßigkeitenkonsum
und die eingeschränkten Bewe-
gungsmöglichkeiten so breit wie ein
bepackter Rentierschlitten gewor-
den sind.

Mit Bikinifigur und Waschbrett-
bauch braucht uns da keiner zu
kommen, nein, dann sind auch für
unseren aus der Form geratenen
Körper positive Bezeichnungen
gefragt.

Weil dieses mitunter im wahrs-
ten Sinne des Wortes sehr schwer-
wiegende Problem aber wohl auch
den besten Werbeexperten vor Pro-
bleme stellen dürfte („quadratisch,
praktisch, gut“ ist schließlich schon
lange anderweitig vergeben), wer-
den wir nun also tapfer warten bis
zum 1. Advent, ehe wir uns über die-
ses leckere „Herbstgebäck“ herma-
chen.

Hoffentlich ist im Winter auch
noch was davon übrig. imo

Das
Herbstgebäck


